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LUKAS 0TI1 

"Si j'étois prince ou législateur, je ne 
perdrois pas mon temps à dire ce qu'il 
faut faire; je le ferois, ou je me tai­
rois"2. 
Jean-Jacques Rousseau 

Mit diesen Worten leitete der Bürger Rousseau seine Untersuchungen 
zur Staatslehre ein. Wer über den unmittelbaren Buchstaben dieses Sat­
zes hinausgeht, kann vermuten, dass es Rousseau hier im wesentlichen 
um den Ausdruck seiner Ambivalenz gegenüber den Institutionen geht. 
Bei ihm stehen ohnehin starker die Ideen als solche im Zentrum des In­
teresses und nicht so sehr deren Umsetzung durch staatliche Organe3

. 

Im Gegensatz zu Rousseau stellte sich das Rechtsetzungsprojekt Land­
ratsgesetz, mit dem sich die Legislative des Kantons Basel-Landschaft 
nun seit mehr als zwei Jahrzehnten befasst, beiden Aspekten: den Ideal­
vorstellungen von der parlamentarischen Aufgabenerfüllung wie den Er­
fahrungen der politischen Wirklichkeit. Der Rechtsetzungsprozess Land-

2 

3 

Wertvolle Denkanstõsse und Hinweise zu dieser Arbeit hat der Verfasser von Prof. 
ROGER BLUM, Prof. KURT EICHENBERGER, Prof. RENÉ RHINOW, Prof. GERHARD 
SCHMID, lic.iur. FRITZ BRECHBÜHL, lic.phil.hist. MARTIN GRAF und Dr.iur. PETER 
REINERT durch ihre Teilnahme an Sitzungen der landratlichen Spezialkommission 
Landratsgesetz erlÍalten. Besonderer Dank gebührt lic.iur. STEPHAN MATHIS (Stv. Di­
rektionssekretar der Justiz-, Polizei- und Militardirektion des Kantons Ba­
sel-Landschaft) für seinen massgeblichen Anteil an der aktuellen Fortentwicklung 
dieses Rechtsetzungsprojekts und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landes­
kanzlei für ihre hilfreichen und zuverlassigen Dienste. 

JEAN-JACQUES RoussEAU, Du contract social; ou, principes du droit politique, in: 
ders., Oeuvres completes, 111, Du contrat social/Ecrits politiques, Paris 1964, S. 351. 

Vgl. MAx lMBODEN, Rousseau und die Demokratie, in: ders., Staat und Recht 
(ausgewahlte Schriften und Vortrage), Basel1971, S. 87. 
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ratsgesetz war immer auch ein Prozess der parlamentarischen Selbstver­
gewisserung. 

Die Verfassung des Kantons Basel-Landschaft vom 17. Mai 1984 erteilt 
dem Gesetzgeber den verbindlichen Auftrag, neben den Grundzügen der 
Organisation des Landrates auch den V erkehr mit dem Regierungsrat und 
den obersten Gerichten zu regeln 4. Di e verfassungsrechtliche Funktio­
nentrennung auf der Grundlage des Prinzips der Gewaltendifferenzierung 
erfordert die verfahrensrechtliche Konkretisierung auf Gesetzesstufe. 

Somit ist das institutionelle System selbst zum Thema erhoben, und mit 
ihm das Spannungsfeld zwischen Legislative, Exekutive, Judikative und 
Souveran. Es liegt deshalb im vitalen Eigeninteresse des Gesetzgebers, 
die Gesetzgebungsarbeit in eigener Sache in ver:,schiedener Hinsicht in 
grossere Zusammenhange zu stellen. Er muss nicht nur sagen, was zu tun 
ist, er muss sein Handeln g~genüber Regierung, Gerichten und Stimmbe­
rechtigten auch begründen und durchsetzen konnen. "Es braucht die Fa­
higkeit zur Synopse, zum Denken in Zusammenhangen, zur Erfassung 
des differenzierten un d interdependenten Ganzen "5

. 

Di e Demokratie ist e ine flexible Staatsform. W as für das Staatsrecht 
zutrifft, gilt insbesondere für das Parlamentsrecht. Flexibilitat erlaubt die 
Anpassung an di e si eh fortwahrend verandemde lebendige Rechtswirk­
lichkeit6. Das Prozesshafte im "Rechtsetzungsprojekt Landratsgesetz" 
bezieht sich deshalb nicht nur auf die schrittweise Abwicklung, sondern 
berührt ebenso Reformgegenstande institutioneller Natur. Erst dadurch 
wird diese Rechtsetzung in allen Phasen zur Parlamentsreform, die die 
Moglichkeit bietet, das Parlamentsrecht inhaltlich zu überdenken, den 
geanderten Verhaltnissen und Bedürfnissen anzupassen · oder neue 
Schwerpunkte zu setzen. 

Wird allerdings "die Dynamik zum durchgehenden Prinzip erhoben, 10-
sen si eh die Kategorien der Verbindlichkeiten und der Geltung auf" 7. 

4 
§ 70 Absatz l. 

5 KURT EICHENBERGER, Leistungsstaat und Demokratie, Basell969, S. 6. 

6 Vgl. GEORGES GURVITCH, Grundzüge der Soziologie des Rechts, Neuwied 1960, S. 
28. 

7 KURT EICHENBERGER (Anm. 5), S. 6. 
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Ziel der erforderlichen parlamentarischen Reflexion muss deshalb sein, 
bisherige Reformschritte erinnerlich und Kristallisationspunkte des 
Staats- und Parlamentsrechts sichtbar zu machen. 

Dieser Zielsetzung soll auch im folgenden nachgegangen werden. Dabei 
werden insbesondere die Schwerpunkt-Themen vorgestellt, die in de r 
jüngsten Reformphase wesentlich neu definiert oder zusatzlich aufge­
nommen wurden: Parlamentarische Kontrolle über die Judikative, Ent­
schadigung, Planung und Akteneinsichtsrecht. 

Auf eine Darstellung der Parlamentarischen Initiative kann in diesem 
Zusammenhang verzichtet werden, da dieses Instrument mittlerweile zum 
erprobten und unverzichtbaren parlamentsrechtlichen Bestand auf Bun­
des- und Kantonsebene (AG, BE, GE, JU, LU, SZ, TI, UR, VD, ZH) 
gehort. 

l. Ausgangslage 

Roger Blum schrieb einmal: "Die Reform setzt sich nur durch, wenn sie 
als permanente Aufgabe verstanden wird, wenn der Wille zur Reform 
dauernd wach bleibt"8

. Wie recht er damit hat, beweist das Beispiel der 
Parlamentsreform im Kanton Basel-Landschaft. 

Fünfzehn J ahre nach der Überweisung einer entsprechenden Moti o n un­
terbreitete der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft dem Landrat 
Ende 1991 den Entwurf zu einem Landratsgesetz9

,
10

. Der Landrat 
machte in der Folge von seiner Moglichkeit Gebrauch, für die Vorbera-

8 RoGER BLUM, Rolle, Schwierigkeiten und Reform der kantonalen Parlamente, 
Schweizerisches Jahrbuch der politischen Wissenschaft, Bem 1978, S. 31. 

9 Vorlage 91/294 betreffend Erlass des Gesetzes über die Organisation und die Ge-
schaftsführung des Landrates (Landratsgesetz), vom 17. Dezember 1991. 

10 Wesentliche Vorarbeiten zuhanden des Landrates sind- unter der Verantw-ortung des 
Regierungsrates - durch die Verwaltung erfolgt. Wie sich leicht feststellen lasst, 
wurde somit auch im Bereich des Parlamentsrechts ein Verfahren gewahlt, das in an­
derem Zusammenhang dem als üblich zu bezeichnenden Weg entspricht. Vgl. zu Ver­
fahrensvarianten URS BoLZ, Neuere Totalrevisionen von K:antonsverfassungen, in: 
Gesetzgebung heute 1992/2, S. 73. 
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tung von Geschãften, die nicht in den Zustandigkeitsbereich einer standi­
gen Kommission fallen, eine Spezialkommission einzusetzen 11

. Der Ge­
setzesentwurf wurde an die Spezialkommission Landratsgesetz überwie­
sen, die Ende 1993 die l. Lesung des Gesetzes abschliessen konnte. 

Zum gegenwartigen Zeitpunkt lassen sich Tendenz und Kernpunkte des 
Projekts Landratsgesetz bestimmen und beurteilen, auch wenn wesentli­
che Verfahrensschritte noch bevorstehen. 

Die Parlamentsreform im Kanton Basel-Landschaft kann auf eine mehr 
als zwanzigjahrige Geschichte zurückblicken. In dieser Zeit haben sich 
die personellen, finanziellen und infrastrukturellen Konstellationen stark 
gewandelt; allein die Fragestellungen sin d die gleichen geblieben. Dies · 
ist die wohl frappierendste Feststellung dieser Gesetzgebung. 

Der Landrat wird bei der Erfüllung der ihm von der Verfassung zugewie­
senen Aufgaben nach wie vor behindert durch Zeitnot, Sachkundenot und 
Bewertungsnot 12. Fehlende Effizienz de r parlamentarischen Arbeit, der 
Bruch zwischen dem Volk und seinen Reprasentanten und der Machtver­
lust des Parlamentes zugunsten der Regierung und Verwaltung13 akzen­
tuieren diese Note des Landrates bei der Erfüllung seiner Funktionen 
(Legislativfunktion, Kontrollfunktion, Reprasentations- oder Artikulati­
onsfunktion, Deliberations- oder Evidenzfunktion, Integrationsfunktion 
und Informationsfunktion14

). Damit sind grundsatzliche Fragestellungen 
angesprochen. 

11 
§ 55 der Geschaftsordnung des Landrates vom 5. September 1977. 

12 Vgl. KURT EICHENBERGER, Die Problematik der parlamentarischen Kontrolle im Ver­
waltungsstaat, in: ders., Der Staat der Gegenwart (Ausgewãhlte Schriften), Ba:­
sel/Frankfurt a.M. 1980, S. 422. 

13 V g l. RENÉ RHINOW, Parlamentsreform un d Gesetzgebung. Überlegungen zur Neube­
stimmung der Gesetzgebungskompetenz des Parlaments aufgrund der schweizeri­
schen Verhaltnisse, in: Studien zu einer Theorie der Gesetzgebung, Berlin/Heidelberg 
1976, S. 156. 

14 Nach: Parlamentsreform, l. Bericht der landratlichen Spezialkommission, 31. Okto-
ber 1974, Nr. 788, S. 10; vgl. auch ROGER BLUM, Das Beispiel Baselland- ein Test­
fall, NZZ Nr. 168, 25. Juli 1975.- Eine von dieser Darstellung teilweise abweichende 
Abbildung der parlamentarischen Funktionen konnte wie folgt aussehen: Reprasenta­
tions- und Integrationsfunktion, Artikulations- und Kommunikationsfunktion, Ge­
setzgebungsfunktion, Finanzfunktion, Planungsfunktion, Wahl- und Elitenbildungs­
funktion, Teilhabe an der Staatsleitung. 
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Die Parlamentsreform im Kanton Basel-Landschaft zeichnet sich durch 
drei besondere Merkmale aus, "welche die gesamte Reform entscheidend 
gepdigt haben: die "Tiefe" des Reformansatzes, die "Breite" des Reform­
prozesses un d die "Grõsse" des parlamentarischen Arbeitsaufwandes" 15 . 

Die Spezialkommission Landratsgesetz hat diesen Weg nicht zuletzt 
dank einem ausgepragten Problembewusstsein ihrer Mitglieder konse­
quent weiter beschritten. 

2. Bisherige Reformphasen 

2.1 Geschãftsordnung des Landrates vom 5. September 1977 

Bereits di e heute n oe h gültige Geschaftsordnung des Landrates vom 5. 
September 1977 war das Resultat eines fünfjahrigen Reformprozesses16. 

Durch die rechtliche V erankerung wesentlicher Reformanliegen erhielt 
der Landrat per Saldo die umfassendsten Gestaltungs- und Eingriffsmõg­
lichkeiten aller Parlamente der Schweiz. Begünstigt durch das reform­
günstige Klima in den 70er J ahren wurde der Landrat nach Rudolf Schil­
ling zum "starksten aller Kantonsparlamente". 

Aufgrund eines Antrages auf Totalrevision der Geschaftsordnung des 
Landrates 17 wurde "in einer für schweizerische Verhaltnisse eh er sel te­
nen Grundsatzlichkeit und Unvoreingenommenheit die Einrichtung 
"Parlament" in Frage gestellt und auf Neuerungen hin untersucht" 18. Die 
Hauptziele der Reform - mehr Effizienz, mehr Transparenz, mehr Parti­
zipation und mehr Flexibilitat19 

- konnten durch eine verwesentlichte 

15 RENÉRHINOW, Parlamentsreform, Verwaltungspraxis 1977, H. 6,-S. 7. 

16 Zum Verfahren dieser Reformphase vgl. RENÉ RHINOW (Anm. 15), S. 7 und ROGER 
BLUM (Anm. 8), S. 30. 

17 
Antrag der CVP-Fraktion vom 7. September 1972, durch den Landrat erheblich er-
kBiit am 2. November 1972. 

18 
RENÉRHINOW (Anm. 15), S. 6. 

19 
Vgl. Parlamentsreform (Anm. 14), S.13 und Bericht der landratlichen Kommission an 
den Landrat betreffend Totalrevision der Geschaftsordnung des Landrates, 8. Bericht 
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Kompetenzenordnung, ausgebaute Strukturen20 und eine effiziente Ver­
fahrensordnung erreicht werden. Dies erlaubte es dem Landrat, neben­
sachliche Kompetenzen abzutreten, die Verwaltungskontrolle auszu­
bauen, die Mitsprache bei der Planung und bei Vert~agen zu sichem, die 
Hilfsdienste und die Offentlichkeitsarbeit zu verstãrken, das Plenum auf­
zuwerten und die permanente Reform21 zu ermoglichen22. 

Mit dem Erlass der revidierten Geschaftsordnung konnten allerdin:5s 
nicht alle in dieser Reformphase aufgestellten Postulate erfüllt werden . 
So war die Parlamentsreform speziell im Bereich der Funktionalreform 
"darauf angewiesen, dass ihre Anliegen im Rahmen einer grosseren Ver­
fassungsreform zum Tragen kommen"24 (zur Verfassungsreform vgl. 
Ziff. 2.2). 

Zudem bestand Einhelligkeit darüber, dass aus rechtlichen Gründen ein 
Parlamentsgesetz langfristig unentbehrlich sei. Das Parlamentsrecht ord­
net nicht nur ratsinteme Belange, sondern enthalt zur Regelung der Be-

20 

21 

22 

23 

der Par1amentsreform vom 2. Mai 1977, Nr. 788 G, S. l.- Zur Zie1setzung kantona1er 
Par1amemtsreformen (AG, BL, LU, SO, SG) vgl. ROLAND KLEY, Verfahren und lnha1-
te kantona1er Parlamentsreformen im Verg1eich, Schweizerisches Jahrbuch für politi­
sche Wissenschaft, Bem 1978, S. 36 f. 

Allgemein zu Funktiona1reform und Strukturreform a1s A1temativen der Parlaments-
reform in der Schweiz v g l. RENÉ RHINOW, Parlamentsreform un d Gesetzgebung. 
Überlegungen zur Neubestimmung der Gesetzgebungskompetenz des Parlaments auf­
grund der schweizerischen Verhaltnisse, in: Studien zu einer Theorie der Gesetzge­
bung, Berlin/Heide1berg 1976, S. 159 f. und ROGER BLUM (Anm. 8), S. 27.- Die ba­
se1-1andschaftliche Par1amentsreform hat sich nicht für das eine und gegen das andere 
entschieden, sondem den Kompromiss gewah1t. V g l. im weiteren auch 8. Bericht der 
Parlamentsreform (Anm. 19), S. 7: "Parlamentsreform setzt immer voraus, dass Struk­
tur, Kompetenzen und Arbeitsweise einbezogen werden." 

Im Sinne dieses Grundsatzes wurde die Geschaftsordnung nach ihrem Inkrafttreten 
verschiedentlich modifiziert und erweitert, beispie1sweise durch die Bildung der Ju­
stiz- und Po1izeikommission a1s zuslitzliche stlindige Kommission (1980) oder durch 
detaillierte Vorschriften betreffend Offen1egung der lnteressenbindungen (1990). 

V g l. RoGER BLUM (Anm. 8), S. 30 f.; eine vollstandige Lis te der Ergebnisse der Re-
form ist entha1ten in: RENÉ RHINOW (Anm. 15), S. 8 f. 

Zu den unerledigten Postu1aten vgl. 8. Bericht der Parlamentsreform (Anm. 19), S. 22 
f. 

24 
RENÉ RHINOW (Anm. 15), S. 9. 



Rechtsetzungsprojekt Landratsgesetz 17 

ziehungen nach aussen25 auch parlamentsüberschreitende Bestim­
mungen. Erst "mit der Schaffung eines Gesetzes würde eine rechtlich 
saubere Lõsung getroffen, da dann alle Gewalten darauf verpflichtet wa­
ren un d jede U mgestaltung de r Kompetenzen un d Strukturen, selbst des 
Geschaftsverkehrs, eine Gesetzesanderung und somit eine Volksabstim­
mung brauchte "26. 

Gleichzeitig mit der Verabschiedung der neuen Geschaftsordnung über­
wies der Landrat deshalb ejne Motion27

, di e den Regierungsrat mit der 
Ausarbeitung eines Landratsgesetzes beauftragte. Mit der Vorlage des 
Entwurfs für ein neues Landratsgesetz Ende 1991 erfüllte der Regie­
rungsrat die ihm am 5. September 1977 (!) überwiesene Motion. 

2.2 Verfassung des Kantons Basei-Landschaft vom 17. Mai 198428 

Im Verlauf der Totalrevision der Geschaftsordnung des Landrates traten 
im Bereich der Funktionalreform verschiedene neue Gesichtspunkte und 
Forderungen auf, die weder auf Geschaftsordnungs- noch auf Gesetzes­
stufe behandelt werden konnten. Der Landrat beriet deshalb am 24. Fe­
bruar 1975 fünfEmpfehlungen zur Verfassungsreform29

. 

25 
Im 8. Bericht der Parlamentsreform (Anm. 19), S. 10, werden namentlich genannt: 
Geschaftsverkehr rnit der Regierung, Informationsbefugnisse gegenüber der Verwal­
tung, Parlamentsdienste, Rechtsstellung der einzelnen Mitglieder, Rechtsform der Be­
schlüsse. 

26 
8. Bericht der Parlamentsreform (Anm. 19), S. 11. 

27 Motion betreffend die weitere Verwirklichung der Parlamentsreform vom 26. Mai 
1977. 

28 
In Kraft seit l. Januar 1987. 

29 Vgl. Parlamentsreform (Anm. 14), S. 38 f. und 2. Bericht der Prospektivkomrnission 
für di e Totalrevision der basellandschaftlichen Staats-Verfassung, vom 30. Marz 1977 
(in: Totalrevision der basellandschaftlichen Staatsverfassung, Dokumente 1970-1979, 
Liestal 1983, C7), S. 2. Folgende Punkte sollten geprüft werden: Einführung eines 
parlamentarischen Referendums, Einführung einer nicht mehr bloss einjãhrigen Bud­
getperiode, Verpflichtung der Regierung zur periodischen Planung der Staatstatigkeit 
und zur periodischen Rechenschaftsablage, Übertragung der Beamtenwaplen an die 
Regierung, Übertragung der Verordnungskompetenz an die Regierung. 
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Neben dem Wunsch nach Wiederbelebung der Diskussion um die 
Grundlagen des Staates und dem Willen zur Gesamtüberprüfung waren 
diese Empfehlungen für · Regierungsrat30 und Landrat31 entscheidender 
Anlass für die Durchführung einer Totalrevision der damals geltenden 
Staatsverfassung aus dem J ahre 1892. 

Aus diesem Paket wurden in der revidierten Kantonsverfassung vom 17. 
Mai 1984 die drei folgenden, eine Verwesentlichung der Kompetenzen­
ordnung betreffenden Punkte berücksichtigt: die Übertragung der Ver­
ordnungskompetenz32 und die Übertragung der Beamtenwahlen33 an die 
Regierung sowie die Verankerung der staatsleitenden Planung34 durch 
die Regierung. 

Mit der Verfassungsrevision ging aber nicht nur die Neuverteilung der 
· Entscheidungsbefugnisse zwischen Landrat und Regierung einher. Im 
Zusammenhang mit dem· Rechtsetzungsprojekt Landratsgesetz interes­
siert ebenso sehr die Verankerung des "Postulates der V erwesentlichung 
der Gesetzgebung in der Verfassung"35. 

§ 63 Absatz l der Kantonsverfassung vom 17. Mai 1984lautet: 

30 

31 

"Der Landrat erliisst alle grundlegenden und wichtigen Beschlüsse in der 
Form des Gesetzes ,J6. 

V gl. Bericht des Regierungsrates betreffend Totalrevision der Staatsverfassung, vom 
31. Mai 1977 (in: Totalrevision (Anm. 29), C8), S. 7 ff. 

V gl. Bericht der landratlichen Kommission betreffend Totalrevision der Staatsverfas-
sung, vom 23. November 1977 (in: Totalrevision (Anm. 29), C9), S. l ff. und Auszug 
aus dem Protokoll des Landrates, vom 19. Januar 1978 (a.a.O., ClO), S. l ff. 

32 
§ 74 KV. 

33 § 77 KV. 
34 

§ 73 KV, als Korrelat dazu die Mitbeteiligung des Landrates an der Planung gemass § 
65KV. 

35 GIOV ANNI BIAGGINI, Das Gesetz in der Verfassungsordnung des Kantons Ba-
sel-Landschaft, Liestal 1992, S. 56. 

36 Vgl. GIOVANNIBIAGGINI (Anm. 35), S. 56: Alles "Grundlegende" und "Wichtige" und 
grundsatzlich nur das "Grundlegende und "Wichtige" soll in Gesetzesform beschlos­
sen werden. Damit spricht § 63 KV einen Gedanken aus, der sich, rechtspraktisch ge­
sehen, nicht rein verwirklichen lasst. Immerhin aber kann dieses Anliegen zur Richt-
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Dieser Zielnorm entsprechend erteilt die Kantonsverfassung in § 70 Ab­
satz l dem Gesetzgeber den verbindlichen Auftrag, die Grundzüge der 
Organisation des Landrates und des Verkehrs mit dem Regierungsrat und 
den obersten Gerichten auf Gesetzesstufe zu regeln. Neben der Motion 
der Parlamentsreformkommission (vgl. oben 2.1) war der Regierungsrat 
deshalb seit dem l. Januar 1987 auch unmittelbar gestützt auf die Kan­
tonsverfassung zur Vorlage eines Entwurfs für ein Landratsgesetz ver­
pflichtet. 

Regelungen, die nicht nur den Landrat intem, sondem gewissermassen 
"parlamentsübergreifend" auch den Regierungsrat, die Gerichte und die 
Verwaltung betreffen und binden, müssen im Gesetz verankert werden. 
Soweit das Parlamentsrecht also nicht bloss ratsinteme Belange ordnet, 
sondem auch die Beziehungen nach aussen ( vgl. Anmerkung 25), stellt 
der Erlass des Landratsgesetzes eine verfassungsmassige Notwendigkeit 
dar. 

3. Kristallisationspunkte des Parlamentsrechts 

Das Parlament ist Teil des politischen Systems. Auf das Parlamentsrecht 
bezogene Reformarbeit muss deshalb Bewusstseinsprozesse in Gang 
setzen, "die über de n Erlass neuer Vorschriften im Rahmen des Parla­
mentsrechts weit hinausreichen"37

. "Wir dürfen uns ... nicht scheuen, di e 
Amtstrager periodisch anzurufen, sich den zeitgemassen Verstandnissen 
und Nutzungen von Auftrag und Handlungsmoglichkeiten zu offnen"38

. 

Zu scharfen hat sich vor allem der Sinn für das Veranderliche, das jedem 
Gemeinwesen als eine immanente politische Dynamik innewohnt; denn 
die "Demokratie ist eine dauemde Aufgabe, abhangig von Zeit und Um-

schnur erhoben werden, der es, soweit moglich und sinnvoll, nachzuleben gilt. Inso­
fern hat § 63 KV vorwiegend programmatischen Charakter." 

37 RENÉRHINOW (Anm. 15), S.7. 

38 KURT EICHENBERGER, Ohnmacht des Parlaments, Allmacht der Verwaltung?, in: ders. 
(Anm. 12), S. 485. 
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welt, die sich laufend verandem"39
. Zur Diskussion steht das "Bemühen 

um die Verbesserung der Institutionen"40 im allgemeinen und das Ver­
haltnis des Parlaments zu Regierung und V erwaltung, zu den Gerichten 
und zum Volk im speziellen. Vor dem Hintergrund des institutionellen 
Systems gilt es, die "Parlamentskultur" zu befragen. 

"Parlamentskultur" lasst sich weder von den Staats- und Machtverhalt­
nissen noch von der Herrschaftsstruktur ablõsen. Vielmehr ist sie we­
sentlich von diesen Verhaltnissen gepragt und in eine Struktur eingebet­
tet, deren eigentliches Gestaltungsprinzip unter dem "Gesichtspunkt der 
Gewalten-Differenzierung"41 am ehesten erkennbar wird. 

Dabei erweist sich, dass Stellung und Rolle des Parlam.ents in nachhalti­
ger W ei se durch die heutigen Staatsverhaltnisse - und dabei insbesondere 
durch den langst vollzogenen Übergang vom Ordnungsstaat zum Lei­
stungsstaat- beeinflusst ist. Zudem kommt der Ausgestaltung des Macht­
verhaltnisses zwischen Legislative und Exekutive bei der Beurteilung 
von Wirkung, Ambitionen, Kompetenzen und Ressourcen des Parlaments 
eine hervorragende Bedeutung zu. 

Beim Rechtsetzungsprojekt Landratsgesetz geht es also nicht zuletzt dar­
um, diese Konstellationen - auch in ihren Umwandlungsprozessen - zu 
erfassen. Eine Rückkehr zu den Urszenen der Erfindung der Demokratie 
und ihren Protagonisten wird dazu nicht nõtig sein; die ideengeschichtli­
chen Schlüsselwõrter haben sich bis auf den heutigen Tag nicht veran­
dert. So gilt es, sich lediglich einige Leitprinzipien dieser Überlegungen 
und Prozesse bewusst zu machen. 

39 

40 

41 

2. Bericht der Prospektivkommission (Anm. 29), S. 30. V gl. auch KuRT EICHEN-
BERGER (Anm. 5), S. 16: Die Demokratie "ist uns standig ein Bündel von ungelosten 
Fragen, sie ist uns aufgegeben als schonstes wiewohl auch schweres Erbe." 

GERHARD SCHMID, Das Verhaltnis von Parlament und Regierung im Zusammenspiel 
der staatlichen Machtverteilung, Basel/Stuttgart 1971, S. l. 

MAX IMBODEN, Montesquieu und die Lehre der Gewaltentrennung, in: ders. (Anm. 3), 
S. 62 f. 
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3.1 Politik und Macht 

Institutionelle Slsteme werden durch die verschiedenen Funktionen von 
Recht geprãgt4 

. Diese Feststellung trifft insbesondere für das Parla­
mentsrecht zu. Dieses beschrãnkt sich nicht auf die Wirkungsentfaltung 
in den politischen Institutionen und Prozessen, sondem thematisiert das 
System eo ipso. Das Rechtsetzungsprojekt Landratsgesetz wird damit zu 
einem eminent politischen Prozess. 

Di e "Politik", aufgefasst al s Leitung oder n oe h nuancierter als Beeinflus­
sung der Leitung eines Staatswesens, ist ihrem Wesen nach immer ein 
"Streben nach Machtanteil oder nach Beeinflussung der Machtverteilung. 
( ... ) Machtverteilungs-, Machterhaltungs- oder Machtverschiebungsinter­
essen sind massgebend"43

. Für die verschiedenen Rechtsfunktionen be­
deutet dies, dass sie im Kem Machtfunktionen sind44

. 

Was ist "Macht"? Bei Max Weber definiert sich "Macht" als ein sozio­
logisch amorpher Begriff, da "alle denkbaren Qualitãten und alle denkba­
ren Konstellationen jemanden in die Lage versetzen konnen, seinen 
Willen in einer gegebenen Situation durchzusetzen"45

. "Macht" erscheint 
also eher als ein theoretischer Begriff. Es ist die "Herrschaft"46 und die 
Art ihrer Ausübung, die aus diesem amorphen Gesellschaftshandeln erst 

42 

43 

44 

45 

46 

Vgl. GERHARD SCHMID, Recht als Verfahrensordnung, Grenze und Instrument politi-
scher Gestaltung, in: Urs Fazis und Jachen C. Nett (Hgg.), Gesellschaftstheorie und 
Normentheorie. Symposium zum Gedenken an Theodor Geiger, Basel1993, S. 62 ff. 

MAX WEBER, Politik als Beruf, in: ders., Gesammelte politische Schriften, Tübingen 
1958, S. 506. 

Vgl. THEODOR GEIGER, Vorstudien zu einer Soziologie des Rechts, Berlín 1987, S. 
310: Es "kann kaum Zweifel darüber bestehen, dass die Macht genetisch den Primat 
vor de m Recht hat." · 

MAXWEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, Tübingen 1980, S. 28. 

Zur Definition von "Herrschaft" vgl. MAX WEBER (Anm. 45), S. 28: "Herrschaft soll 
heissen, für einen Befehl bestimmten lnhalts bei angebbaren Personen Geltung zu 
finden." Vgl. auch MAX IMBODEN, Gewaltentrennung als Grundproblem unserer Zeit, 
in: ders. (Anm. 3), S. 114 f.: "Macht ist nicht ein Attribut des Befehlenden, sondem 
des Gehorchenden. Darin, dass sich ein Mensch bereit findet, den Willen eines ande­
ren zu tun, liegt das Grundphanomen der Macht. Politische Macht ist durch Vertrauen 
und Glauben geweckte Gefolgsbereitschaft. ( ... ) Macht ist der Reflex der Gefolgsbe­
reitschaft. Oboedientiafacit imperantem, sagt Spinoza." 
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eine rationale Vergesellschaftung entstehen lasst47
. Somit rücken - im 

Sinne von institutionalisierter Macht oder von "Einfluss "48 
- Struktur und 

Charakter der Herrschaft als beschreibbares politisches Machtverhaltnis 
in den momentanen Mittelpunkt des Interesses. 

Die durch die Herrschaftsstruktur konkretisierte Machtkonstellation einer 
Gesellschaft ist aber "nicht ein einfaches Gegenüber von Machthabem 
und Ohnmachtigen, sondem ein unendlich verwickeltes Kraftefeld "49

. In 
diesem Kraftefeld sind die Instanzen und Faktoren des institutionellen 
Systems in besonderer Art zu einem sich selbst in der Schwebe haltenden 
Gleichgewichtssystem miteinander verschrankt50

. Damit wird ein Grun­
daxiom der westlichen Staatslehre angesprochen: das Gleichgewicht der 
sichtbaren Gewalten soll mit der Formel der Gewaltentrennung begrün­
det werden51

. 

47 MAXWEBER (Anm. 45), S. 541. 
48 

V g l. dazu de n Machtbegriff bei WERNER FucHs, Lexikon zur Soziologie, Opladen 

49 
1973. 

THEODOR GEIGER (Anm. 44), S. 309. - Angesichts dieser sich in standiger Dynamik 
befindenden Ordnungskrafte bedarf es der anhaltenden · Überprüfung des positiven 
Parlamentsrechts. Fragen nach élen Entstehungsbedingungen urtd den Verfallserschei­
nungen des Rechts liegen somit auf der Hand. 

GEORGES GuRVITCH (Anm. 6, S. 16) beschreibt das Recht als Versuch, "Gerechtigkeit 
(als vorlaufige und immer variable Versõhnung einander widersprechender Werte) in 
einem gegebenen sozialen Milieu zu verwirklichen." Ansatzpunkt jeder Gesetzgebung 
muss neben der Frage nach der Normativitat des Rechts deshalb ebenso die Frage 
nach der Faktizitat des Rechts sein. Vgl. dazu auch GERHARD SCHMID (Anm. 42), S. 
62. 

50 Vgl. THEODOR ÜEIGER (Anm. 49), S. 339. 

51 Vgl. MAX IMBODEN (Anm. 46), S. 112; im weitern KURT EICHENBERGER, Die Kon-
trolle in der rechtsstaatlichen Demokratie der Gegenwart, in: ders. (Anm. 12), S. 132: 
"In erster Linie geht es um die Hemmung der Macht. Was das umfassende Gewalten­
teilungsprinzip zur Machtbrechung allgemein aussagt und fordert, wird mit Kontroll­
vorgangen realisiert, indem die unterschiedlichen Funktionen und Organe in ver­
schrankte Beziehungen gesetzt sind." 
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3.2 Gewaltendifferenzierung 

Die ldee der Volkssouveranitat (Rousseau) und die Lehre- oder Formel­
der Gewaltenfreiheit (Montesquieu) kennzeichnen den modemen Ver­
fassungsstaat. Sie sind als "korrelative Gegebenheiten"52 aufeinander 
bezogen. Wahrend Rousseau der Legitimation der Staatsmacht überhaupt 
nachspürt53

, sucht Montes~uieu nach der Legitimation de r drei Gewalten 
im dreigegliederten Staat 4

. Dabei erweist sich Rousseaus Redeweise 
vom Gesellschaftsvertrag "als eine Metapher für eine immer wieder zu 
entfaltende Politik, die sich am Allgemeinwohl orientieren und durch den 
Bürger legitimieren soll"55 . Auch Montesquieus Prinzip der Gewalten­
differenzierung ist "als eine immer wieder und von jeder Zeit neu zu 
bestimmende Grosse zu betrachten, als zielgebender Grundsatz, als 
konstitutionelles Memento "56

. 

Montesquieu- um dessen Lehre es unter dieser Kapitelüberschrift haupt­
sachlich geht - unterteilt die gesamte Staatstatigkeit in die drei Hauptbe­
reiche de r Rechtsetzung, der Verwaltung ( einschliesslich Regierungsta­
tigkeit) und der Justiz. Dieses System der staatlichen Letztinstanzen be­
grüridet sich aus dem Schutzbedürfnis der Bürgerinnen und Bürger vor 
staatlicher Macht und Willkür: "Nicht die Macht als physische Grosse 
wird gemindert. Es wird vielmehr das Vermogen des Machtunterworfe­
nen, gegenüber de r Macht zu bestehen, gestarkt. ( ... ) Demokratie setzt 
echte Altemativen voraus. Eine wesentliche Garantie für die Schaffung 
von Altemativen liegt in de r Mehrheit der Gewalten "57 . 

52 

53 

54 

MAXIMBODEN (Anm. 46), S. 117. 

Vgl. RICHARD BAUMLIN, Jean-Jacques Rousseau und die Theorie des demokratischen 
Rechtsstaats, in: B em er Festgabe zum Schweizerischen Juristentag 1979, 
Bern/Stuttgart 1979, S. 33 und MAX IMBODEN (Anm. 3), S. 78. 

V gl. MAX IMBODEN (Anm. 42), S. 69 ff. 
55 RICHARD BAUMLIN (Anm. 53), S. 23. 
56 PETER ZIMMERMANN, Rechte und Rechtsschutz im Verfahren parlamentarischer 

Untersuchungskommissionen des Bundes, Basel/Frankfurt 1992, S. 16. 
57 MAX IMBODEN (Anm. 46), S. 115 ff. Vgl. auch ders. (Anm. 42), S. 73 und PETER 

ZIMMERMANN (Anm. 56), S. 8: "Bleibender und zeitloser Gehalt ist die Verteilung 
(realer) Macht und ihre gegenseitige Hemmung zum Zweck freiheitssichernder Wir­
kung." 
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Mit der Konstituierung der drei klassischen Staatsgewalten ist die Ver­
fassung befasst. "Ein besonderes Augenmerk gilt dabei der - seit jeher 
problembehafteten und spannungsreichen - Frage nach der V erteilung der 

· Entscheidungsbefugnisse zwischen Legislative und Exekutive"58. Parla­
ment und Regierung müssen koordinativ und kooperativ zusammenarbei­
ten, da "die RegierungsHitigkeit als staatsleitende Funktion, erfüllt durch 
Gesetzgebung, Planung und politische Standortbestimmung, nur von 
Regierung und Parlament gemeinsam wahrgenommen werden kann"59. 

Die Staatsleitung steht demzufolge Regierung und Parlament zur gesam-
ten Hand zu60. · 

Es ist insbesondere di e Aufgabe ·des parlamentarischen Oberaufsichts­
rechts, die geteilte Staatstatigkeit wieder in einen gegenseitigen Bezug zu 
stellen 61

. De m Prinzip de r Gewaltendifferenzierung kommt somit e ine 
zugleich trennende wie auch verschrankende Funktion zu, die durch die 
parlamentarische Oberaufsicht perfektioniert wird62. Denn "es gibt keine 
Gewaltentrennung ohne eine zugleich ins Auge gefasste Gewaltenver­
bindung und es gibt keine gegenseitige Abhangigkeit der Gewalten, die 
nicht eine vorherige Gewaltenseparierung voraussetzt. Wer Funktions­
gruppen unterscheidet, schafft sich eben durch das principium divisionis 
zugleich di e V erbindung des Getrennten, un d w er di e Letztinstanzen 
durch ein Kontrollsystem aufeinander bezieht, hat diese zunachst als et­
was voneinander Geschiedenes gedacht"63

. Auf der Grundlage dieses 
Prinzips der Separierung und - es sei ausdrücklich hervorgehoben - der 
Interdependenz, erfordern es die sich standig wandelnden gesellschaftli­
chen Bedingungen, dass das Verhaltnis zwischen Legislative und Exeku­
tive stets überdacht und entsprechend angepasst wird. So halt das Veran­
derliche immer wieder von neuem Einzug in die durch das Staats- und 
Parlamentsrecht behandelten Gegenstande. "Es ist zwischen den beiden 

58 GIOVANNI BIAGGINI (Anm. 35), S. 8. 

59 
1. Bericht der landratlichen Spezialkommission (Anm. 14), S. 10. 

60 Vgl. ERNST FRIESENHAHN, Parlament und Regierung im modernen Staat, VVDStRL 
16 (1958), S. 35 ff. 

61 Vgl. GERHARD SCHMID (Anm. 14), S. 26. 

62 Vgl. KURTEICHENBERGER (Anm. 12), S. 419. 

63 MAX IMBODEN (Anm. 41), S. 62. Vgl. auch ROGER BLUM (Anm. 8), S. 23. 
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Gewalten eine nahezu stãndige Rivalitãt um die folitische Vorherrschaft 
sozusagen von verfassungswegen miteingebaut"6 . 

Die Verfassung des Kantons Basel-Landschaft vom 17. Mai 1984 (vgl. 
Ziff. 2.2) setzt die Übertragung der Staatsfunktionen auf verschiedene, 
voneinander unabhãngige Organe stillschweigend voraus. Denn das 
Prinzip der Gewaltendifferenzierung ist auch ohne ausdrücklichen Ver­
fassungsartikel gewãhrleistet65 . A ue h wenn dieses Prinzip nicht direkt 
erwãhnt ist, liegt es somit der Verfassung als tragendes Strukturprinzip 
zugrunde. Dies kommt in der konkreten Ausgestaltung des institutionel­
len Systems und der Aufteilung der Staatsfunktionen dadurch zum Aus­
druck, dass "verfassungsrechtlich eine Zuordnung verschiedener Aufga­
ben an verschiedene Organe erfolgt"66

. 

Neben dieser objektiven Gewaltentrennung, welche die Rechte von Le­
gislative und Exekutive trennt, tritt zudem eine subjektive: die Regelung 
über die Unvereinbarkeit67

. So dürfen die Mitglieder des Regierungsra­
tes, die Ombudsperson, die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Oberge­
richts, des V erwaltungsgerichts und de r erstinstanzlichen Gerichte sowie 
die Gerichtsschreiberinnen und -schreiber an diesen Gerichten dem 
Landrat nicht angehõren. Ebenso dürfen auch hõhere Beamtinnen und 
Beamte der Staatsverwaltung nicht gleichzeitig dem Landrat angehõren. 
Schliesslich müssen auch parlamentsinteme Regelungen wie Offenle­
gung der Interessenbindungen und Ausstand zur Realisierung der sub­
jektiven Gewaltentrennung beitragen. 

Die verfassungsmãssige Funktionentrennung ist für die verschiedenen 
Organe bindend68 . A ue h wenn di e Bindung aller staatlichen Tãtigkeiten 

64 GERHARD SCHMID (Anm. 40), S. 219. 
65 Der Grundsatz der Gewaltentrennung ist vom Bundesgericht als verfassungsmassiges 

Recht anerkannt, vgl. etwa BGE 45 I 317, 81 I 183, 113 la 395. V g l. auch MAX 
WEBER (Anm. 45), S. 165: "Spezifizierte Gewaltenteilung bedeutet im Gegensatz zur 
'standischen': dass die Herrengewalten je nach ihrem sachlichen Charakter unter ver­
schiedenen Macht- (oder Kontroll-)lnhabem 'verfassungsmassig' (nicht notwendig: im 
Sinn der gesatzten und geschriebenen Verfassung) verteilt sind." 

66 PETER ZIMMERMANN (Anm. 56), S. 8. 
67 

§ 51 KV. 
68 Vgl. PETER ZIMMERMANN (Anm. 56), S. 12. 
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an das Gesetz die Stellung der Legislative erhoht69, ist aus der Kantons­
verfassung aufgrund der Kompetenzenordnung der Wille nach einem 
Gleichgewicht zwischen Exekutive und Legislative erkennbar. Es fehlt 
nicht nur - wie bereits erwahnt - die explizite Erwahnung des Prinzips der 
Gewaltendifferenzierung, sondem auch die Einsetzung eines Organs als 
"oberste Gewalt". Es wird somit keine - das Funktionieren der Gewal­
tentrennung gefáhrdende - Allzustandigkeit 70 des Landrates begründet 71 . 

Das zwischen Regierung und Parlament errichtete Gleichgewicht bleibt 
labil. Bereits geringfügige Gewichtsverschiebungen konnen die Gewal­
tenhemmung gefahrden. 

3.3 Übergang vom Ordnungsstaat zum Leistungsstaat 

Der Übergang vom Ordnungs- zum Leistungsstaat hat das Gleichgewicht 
zwischen Parlament und Regierung "von Grund auf gestõrt"72. In der 
Rechtswirklichkeit ist die Exekutive langst zur starkeren Gewalt avan­
ciert, und die Legislative musste reale Machtverluste hinnehmen. Der 
heutige Leistungsstaat ist Sozialstaat. Durch die Übemahme der 
"Aufgabe, soziale Ungleichgewichte zu beheben und anders nicht erhalt­
liche lebensnotwendige Dinge zu erbringen" 73 , wurden di e Kan to ne vom 
Ordnungs- oder N achtwachterstaat zum Interventions- oder Leistungs­
staat. Der Leistungsstaat ist aber zugleich noch mehr: "Er greift über die 
fürsorgende und vorsorgende Sozialgestaltung hinaus und ist leitende 
Ordnungskraft schlechthin"74

. 

In einem solcherart gepragten Staatswesen wachst die Verwaltung, über 
die die Regierung verfügt. In der modemen technokratischen Gesell-

69 Vgl. KURT EICHENBERGER (Anm. 12), S. 420 f. und GERHARD SCHMID (Anm. 40), S. 
17: "Das Normsetzen rückt das Parlament in mystische Gefilde." 

70 Vgl. ROGERBLUM (Anm. 8), S. 22. 
71 Zum Verstandnis der Gewaltenteilung. i m modernen Staat v g l. RENÉ RHINOW, Ein 

Leitbild als Voraussetzung, NZZ (Anm. 14). 
72 MAX lMBODEN (Anm. 46), S. 120. 

73 2. Bericht der Prospektivkommission (Anm. 29), S. 20. 
74 KURT EICHENBERGER (Anm. 5), S. 11. 
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schaft, in der mehr denn je Fachwissen und Übersicht gefragt sind, gerat 
die Legislative in zunehmende Abhãngigkeit von der Exekutive. Sie ist in 
vielen Bereichen darauf angewiesen, der Regierung und ihrer fachkundi­
gen Verwaltung (zu) weitgestecktes Vertrauen zu geben. Dies wirkt aus­
serst problematisch, da "in dem Masse, in dem sich der Kreis der zu ei­
genem Urteil Befãhigten einengt, sich für die anderen die Summe der 
Zwangslãufigkeiten vermehrt. ( ... ) Wir verlassen den Boden der Demo­
kratie, sobald wir im Bereich des Politischen dem Argument der 
Zwangslãufigkeit, des Vorgegebenen und des unvermeidbar Notwendi­
gen erliegen"75

. Somit geraten Demokratie und Leistunfisstaat in Gegen­
satz zueinander76

. Das Parlament büsst an Geltung ein , aus Parlamen­
tarismus wird Patemalismus. 

In dieser Situation gilt es, den Widerspruch zu den Ideen des verfas­
sungsmassigen Prinzips der Gewaltendifferenzierung nach Krãften wie­
der aufzuheben. Es ist dies der Weg, der mit dem Rechtsetzungsprojekt 
Landratsgesetz beschritten wird. Dabei gilt, dass "das Gleichgewicht 
zwischen Parlament und Regierung nur dann erreicht werden kann, wenn 
sich sowohl das Parlament als Ganzes als auch der einzelne Parlamenta­
rier auf den Wandel seiner Aufgaben im Leistungsstaat einrichtet"78 (vgl. 
Ziff. 2.1 und 2.2). 

4. Schwerpunkte der laufenden Reformphase 

Im Verlauf der Beratungen der Spezialkommission Landratsgesetz haben 
sich insgesamt fünf Bereiche herausgeschãlt, in denen sich Massnahmen 
aufdrãngen, um den Handlungsspielraum des Landrates zu vergrossern. 
Wãhrend einzelne dieser Bereiche die Strukturen und die Verfahrens­
rechte des Landrates betreffen, sind andere auf eine Verfeinerung der 
gegebenen Kompetenzenordnung (vgl. Ziff. 2.2) ausgerichtet. Es wird an 

75 
MAXIMBODEN (Anm. 46), S. 119 ff. 

76 Vgl. KURTEICHENBERGER (Anm. 5), S. 19. 

77 Vgl. KURT EICHENBERGER (Anm. 38), S. 497. 

78 
GERHARD SCHMID (Anm. 40), S. 271. 
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die bisherigen Reformphasen angeknüpft. Wesentliche Verbesserungs­
schritte zugunsten des Landrates sollen weitergeführt werden. 

4.1 Entschãdigung der Landratsmitglieder 

Es ist unmõglich, aufgrund der unterschiedlichen W ertauffassungen in 
der Entschadigungsfrage einen Konsens zu finden. Festgefahrene Posi­
tionen bergen aber auch die Chance in sich, Perspektiven zu entwickeln, 
wie ein Problem anders - mit ganz neuen Ansatzen - angegangen werden 
kõnnte. Aus parlamentsrechtlicher Sicht kommt der Entschadigungsfrage 
sicherlich nicht die hõchste Bedeutung zu, auch wenn davon nicht zuletzt 
abhangt, ob der Kanton Basel-Landschaft auch in Zukunft ein wirklich 
reprasentatives Parlament hat. Das Argument der reprasentativen Vertre­
tung aller Bevõlkerungsschichten im Parlament rechtfertigt eine etwas 
breitere Darstellung der Entschadigungsfrage. 

4.1.1 Argumentation der Referendumsführer 

Entschadigungserhõhungen für Parlamentarierinnen und Parlamentarier 
stehen beim Volk nicht hoch im Kurs. Die Gründe, die regelmassig zu 
negativen Volksverdikten führen, sind ausserst vielschichtig. 

Bei den Referenden gegen Entschadigungserhõhungen - die im Kanton 
Basel-Landschaft zumeist von Leuten aus den eigenen parlamentarischen 
Reihen angeführt werden - steht die finanzpolitische Argumentation auf 
den ersten Blick im Vordergrund. Sie lasst sich am ehesten dahingehend 
zusammenfassen, dass es angesichts der Defizite des Kantons und zu 
einer Zeit, wo allgemeine Opfer verlangt werden, von einer ungeheuren 
Instinktlosigkeit zeuge, "happige" Erhõhungen de r Entschadigung für 
Abgeordnete zu planen. So wurde bereits einmal im Frühjahr 1977 von 
einem "Aktionskomitee für vemünftige Sparpolitik" das Referendum ge­
gen die Verordnung über die Vergütungen an die Fraktionen des Landra­
tes ergriffen. Das Komitee führte vor allem ins Feld, dass die schlechte 
Finanzlage des Kantons alle Beteiligten zum Sparen zwinge, dass diese 
Ausgaben nicht zwingend seien und dass auch die kleinen Ausgaben un­
ter die Lupe genommen werden müssten. Das Aktionskomitee brachte 
die eindrückliche Zahl von 6343 gültigen Unterschriften zusammen. In 
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der Folge hat der Landrat auf Antrag seiner Parlamentsreformkommis­
sion die bestrittene Verordnung aufgrund der aussichtslosen Ausgangs­
lage aufgehoben - nicht ohne erneut und explizit auf die eigentlich drin­
gende N otwendigkeit der wohlbegründeten Beitrãge hinzuweisen 79. 

Das "Referendumskomitee Landratsentschãdigung", welches 1992 un d 
1993 das Referendum gegen eine Ãnderung des Dekrets über die Ent­
schãdigung an die Mitglieder des Landrates ergriff und in den Volksab­
stimmungen jeweils obsiegte, argumentierte im gleichen Rahmen. In An­
betracht des Defizits der Kantonsfinanzen sei es ein starkes Stück, dass 
sich der Landrat zu seinen eigenen Gunsten derartige Gehaltsaufbesse­
rungen verschaffen wolle. 

Die Ãhnlichkeit der vorgebrachten Argumente legt den Schluss nahe, 
dass offenbar der Zeitpunkt für eine Erhõhung der Parlamentsentschãdi­
gungen immer schlecht gewãhlt und die Zeit für eine derartige Verbesse­
rung der parlamentarischen Infrqstruktur nie reif ist. Darüber hinaus liegt 
allerdings auch di e V ermutung auf der Han d, das s es nicht so sehr um die 
Betrãge an sich, sondern viel eher um einen eigentlichen Grundsatzent­
scheid geht, nãmlich um die Frage, welche Stellung der parlamentari­
schen Arbeit der Mandatãrinnen und Mandatãre unddem Parlament als 
Ganzes beigemessen wird. Das "Referendumskomitee Landratsentschã­
digung" schreibt in diesem Zusammenhang: 

"Auch wenn für die Ausübung des Landratsmandates Entschiidigungen 
ausgerichtet werden, soll sie im Wesentlichen ein Ehrenamt darstellen. Eh­
renamtliche Tiitigkeit in vielen Bereichen ist nach wie vor ein tragender 
Pfeiler unseres Gemeinwesens"80. 

In der "Ehrenamtlichkeit" liegt also genau besehen der eigentliche Tief­
sinn der erwãhnten Referenden. 

79 Vgl. Bericht der Spezialkommission an den Landrat betreffend Aufhebung der Ver-
ordnung über die Vergütungen an die Fraktionen des Landrates, 7. Bericht zur Parla­
mentsreform vom 25. Februar 1977, N r. 788 F, S. l ff. 

80 Erlliuterungen des Referendumskomitees zur Ânderung des Dekrets über die Ent­
schadigung an die Mitglieder des Landrates, in: Erlauterungen zu den Abstimmungen 
vom 17. Mai 1992, herausgegeben von der Landeskanzlei des Kantons Basel-Land­
schaft, S. 37. 
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4.1.2 Situation der Landratsmitglieder 

Der Auffassung der Referendumskomitees steht die tatsãchliche Bean­
spruchung der Landratsmitglieder gegenüber, die mit der überkommenen 
Vorstellung eines "Ehrenamtes" stark kontrastiert. Di e Entwicklung un­
serer Staatswesens vom Ordnungs- zum Leistungsstaat (vgl. Ziff. 3.3) hat 
es mit sich gebracht, dass der Staat immer zahlreichere, immer schwieri­
gere und komplexere Probleme in immer kürzerer Zeit zu bewãltigen hat. 
Die Landrãtinnen und Landrãte sehen sich aufgrund dieser Entwicklung 
init den vielfãltigsten Herausforderungen konfrontiert, die verschiedene 
parlamentsrechtliche Bereiche und das Parlament in seinem Selbstver­
stãndnis berühren. 

Im Zusammenhang mit der Entschãdigungsfrage interessiert vor allem 
der merklich angestiegene Zeitaufwand zur Ausübung des Landratsman­
dates. Die Ausübung eines Landratsmandates nimmt heute im Durch­
schnitt mindestens anderthalb Arbeitstage pro Woche in Anspruch. Da­
durch stõsst der Milizcharakter des Parlaments an seine Grenzen. Unter 
den heutigen strukturellen Bedingungen (z.B. Entschãdigung, Infrastruk­
tur) fühlen sich viele Landrãtinnen und Landrãte angesichts der Mehr­
fachbelastung durch Familie, Beruf und Parlamentsmandat überfordert, 
den gestiegenen Erwartungen auf allen Ebenen gerecht zu werden. So 
geht mit der Ausübung des Mandates oft eine Reduzierung der Berufstã­
tigkeit einher, die mit finanziellen Einbussen verbunden ist. Oder das 
Parlamentsmitglied tritt schlechthin von der Ausübung des Mandates zu­
rück. Es lassen sich auch zahlreiche Bürgerinnen und Bürger überhaupt 
davon abhalten, für ein Landratsmandat zu kandidieren, da sie nicht über 
jen e s persõnliche, berufliche oder finanzielle U mfeld verfügen, das die 
Übemahme eines Mandates erlaubt81

. 

Es kann aber nicht im Sinne unserer Demokratie sein, dass immer mehr 
Personen aus finanziellen Gründen faktisch davon ausgeschlossen wer­
den, sich als Parlamentsmitglieder am politischen Leben zu beteiligen. 
Eine ãusserst schmale Rekrutierungsbasis, eine verzerrte Reprãsentation 
sowie eine Schwãchung des Parlaments sind ein zu hoher immaterieller 
Preis für das unbedingte Festhalten an der Ehrenamtlichkeit der Parla-

81 V gl. Bericht der Kommission des Nationalrates "Parlamentarische Initiative Parla-
mentsreform vom 16. Mai 1991 (90.228), S. 3 ff. 
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mentsmitglieder. Angesichts des Arbeitsaufwandes für ihr Mandat sind 
die Landratinnen und Landrate ohnehin nur noch bedingt "ehrenamtlich" 
tatig. 

Unbestritten bleiben freilich auch die folgenden Ãusserungen: "Jemand, 
der keinen Idealismus kennt und dem die politische Eigenschaft fehlt, 
sollte e in Parlamentsmandat sicher ni eh t übernehmen. Man darf di e Mit­
arbeit im Landrat ein Stück weit noch als Ehre empfinden und muss sie 
daher nicht mit Hilfe einer analytischen Arbeitsplatzbewertung einstufen 
und entsprechend entschadigen"82

. Dazu kommt, dass es nie ein System 
geben wird, das sowohl der individuellen Situation der einzelnen Rats­
mitglieder Rechnung tragt als auch eine absolute Gerechtigkeit und 
Gleichstellung aller Mandatstragerinnen und -trager gewahrleistet. Dem­
nach soll das Entschadigungssystem die Ratsmitglieder weder privi~egie­
ren, noch von ihnen Opfer verlangen83

. Mit anderen Worten: "Ein par­
lamentarisches Mandat sollte seinen Trager finanziell nicht schadigen 
oder beeintrachtigen. Wer si eh schon de m Staatswesen zur V erfügung 
stellt, sollte dafür nicht noch bestraft werden"84

. Eben dies haben die 
o ben erwahnten Referenden jedoch al s erstes bewirkt. 

4.1.3 Misstrauen gegenüber der Politik 

Die Referendumskomitees gegen hohere Entschadigungen der Parla­
mentsmitglieder fanden für ihre Anliegen bisher breite Unterstützung 
beim Volk. Auch wenn dies nicht unbedingt heissen muss, dass dabei 
au eh di e Argumentation de r Referendumskomitees mit uneingeschrank­
ter Zustimmung rechnen kann, so offenbart sich doch eine Grundstim­
mung, die die entsprechenden Vorlagen zum Vomherein in ein schlech­
tes Licht rückt. So kommt in diesen Entscheiden ein eigentliches Miss­
trauen zum Ausdruck. 

Durch die Entwicklung unseres Staatswesens ist nicht nur ein Ungleich­
gewicht zwischen Regierung und Parlament entstanden (vgl. Ziff. 3.3), 
sondern auch ein Ungleichgewicht zwischen den Gewalten und dem 

82 
7. Bericht zur Parlamentsreform (Anm. 79), S. 9. 

83 Vgl. Bericht der Kommission des.Nationalrates (Anm. 81), S. 69. 
84 

7. Bericht zur Parlamentsreform (Anm. 79), S. 10 f. 
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Volk. Di e s hangt damit zusammen, das s unsere W elt mehr denn j e von 
Zwangslaufigkeiten bestimmt wird. Aus diesem Grund bietet sich die 
Stellung der Bürgerinnen und Bürger heute als trostlos dar85 . 

Mangelnde Transparenz, aber auch das schleichende Gefühl ungenügen­
der Kontrollen führen daher zum Rückzug weiter Bevolkerungskreise aus 
der Politik; sie führen in einer Zeit, in der ohnehin der Eindruck vor­
herrscht, dass ein politisches Mandat als Mittel zum Zweck der Machter­
haltung eingesetzt wird, zu grossem Misstrauen gegenüber der Politik. 
Für dieses generelle Misstrauen bezahlt das Parlament die Zeche: Es ist 
dem Volk von allen drei Gewalten am wenigsten wert. 

4.1.4 Missbehagen gegenüber der Reprãsentation 

Das Verhaltnis zwischen Parlament und Volk ist in unserer halbdirekten 
Demokratie gewissermassen systembedingt gespannt. Um beim Gegebe­
nen einzusetzen, kann an dieser Stelle auf die Verfassung des Kantons 
Basel-Landschaft Bezug genommen werden. Danach beruht die Staats­
gewalt auf der Gesamtheit des Volkes86

. Dass die Verfassungsgeber 
damit die "demokratische Machtkonstitution von unten her"87 einrichten, 
verursacht für sich genommen noch keine Spannungen. Dafür wird die 
Auslegung mit der moglicherweise davon abgeleiteten Aussage, das Volk 
sei uneingeschrankt "souveran"88

, zusehends kontroverser. 

Jede nicht auf Utopie ausgelegte Staatsordnung ist auf irgendeine Fmm 
auf Herrschaft angewiesen. "Auch die bestgemeinte, von idealem 
Schwung getragene Demokratie muss reprasentative Ordnung sein"89

. So 
wird laut V erfassung di e demokratische Staatsform durch di e Stimmbe­
rechtigten und durch die Behorden ausgeübt90

. In dieser halbdirekten 
Demokratie setzt das Prinzip der Volkssouveranitat neben der Aktivbür-

85 Vgl. MAX IMBODEN (Anm. 46), S. 119 ff. 

86 §2 Absatz l KV. 

87 
RICHARD BÃUMLIN (Anm. 53), S. 40. 

88 Vgl. MAX IMBODEN (Anm. 3), S. 84 ff. 

89 
KURT EICHENBERGER (Anm. 51), S. 128. 

90 §2 Absatz 2 KV. 
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gerschaft die "repdisentationsfãhige Legislative" (Eichenberger) an die 
Spitze der Behõrden. So ist der Landrat u.a. beauftragt, die Gesetze zu 
erlassen91

. 

Nun tut sich aber "das Volk" vielfach schwer mit der Reprasentation. Mit 
dem (Miss-)Verstandnis, nur direkte Demokratie sei "eigentliche" Demo­
kratie, wird das Parlament zum Ersatz und zur Notlõsung92. Gegen diese 
Stimmung kõnnen sich Vorschlage zur dringend angezeigten Erhõhung 
der Mandatsentschadigungen kaum durchsetzen. 

4.1.5 Entschãdigungsfrage und Landratsgesetz 

Das zur Zeit in Beratung stehende Landratsgesetz bietet nun aber auch 
die Gelegenheit, die õffentliche Auseinandersetzung über Stellung und 
Rolle des Parlaments zu führen, wenn gleichzeitig das Volk über den Ge­
samtzusammenhang entscheiden kann. Dieser Gesamtzusammenhang 
zeichnet sich u.a. dadurch aus, dass in diesem Landratsgesetz ernsthafte 
parlamentarische Vorkehrungen vorgesehen sind, mit denen das Miss­
trauen der Bevõlkerung gegenüber der Politik mindestens ein Stück weit 
abgebaut werden soll. Das erweiterte Akteneinsichtsrecht (vgl. Ziff. 4.3) 
und das verstarkte Engagement in Oberaufsicht (vgl. Ziff. 4.2) 'und Pla­
nung (vgl. Ziff. 4.4) erlaubt dem Landrat, auch die Forderungen nach 
vermehrter Transparenz und Kontrolle einzulõsen. In dem Masse, in dem 
es gelingen wird, den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgem die Bedeu­
tung des Parlaments im allgemeinen und die genannten Leistungen im 
speziellen zu vermitteln, wird auch die Entschadigungsfrage unter ein 
günstigeres Licht gestellt - vorausgesetzt bleibt allerdings eine entspre­
chende Óffentlichkeitsarbeit, die das Interesse anzuregen und die Dis­
kussion zu fõrdern vermag (vgl. Ziff. 5). 

91 §§61 und 63 KV. 
92 Vgl. KURT EICHENBERGER (Anm. 5), S. 18: "Eine irreale Strukturvorstellung wird zu 

einer Recht und Staat zerstürenden Illusion, wenn sie zu einer normativen Staatsidee 
erhoben wird. Demokratie ohne Behorden gibt es aus faktischen Gründen nicht. Ãus­
serste Begrenzung ist die halbdirekte Demokratie, die unmittelbare Volksbeteiligung 
und Behordentatigkeit als j e eigenstandige, wenn auch aufeinander bezogene Elemen­
te betrachtet. Eine vemunftgeleitete Staatstheorie kann diese Grenze nicht überschrei­
ten." 
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4.1.6 Vorschlag einer Entschãdigungsregelung 

Nach dem bisherigen Stand der Beratungen wird die Spezialkommission 
Landratsgesetz dem Landrat folgenden Formulierungsvorschlag unter­
breiten: 

§10 Entschlidigung 

l Die Ratsmitglieder haben Anspruch auf e ine Entschlidigung, die den für 
die Ausübung des Landratsmandates notwendigen Aufwand angemessen 
abgelten soll. 

2 Die Entschlidigung setzt sich zusammen aus einem monatlichen Fixum 
von F r. 400.--, e ine m Sitzungsgeld von F r. 28.-- p ro Stunde und e ine r Weg­
entschiidigung. 

3 Für besondere Beanspruchungen wie das Ratspriisidium oder ein Kom­
missionspriisidium konnen erhohte Entschiidigungen ausgerichtet werden. 

4 Der Landrat kann die Entschlidigungen periodisch der Teuerung anpas­
sen. Darüber hinausgehende Erhohungen unterliegen den Bestimmungen 
über die fakultative Volksabstimmung. 

Das Hauptgewicht der bisherigen Regelung93 lag bei den Sitzungstaggel­
dem. Weil der Zeitaufwand für die Ausübung eines Landratsmandates 
aber immer grosser wurde, erhielt der Erwerbsersatz von maximal Fr. 
300.-- pro Monat94 ein immer stãrkeres Gewicht. Dasselbe gilt auch für 
die Abgeltung von Kosten für Betreuungsaufgaben95. Diese Entwicklung 
wird weiter fortschreiten. Das Büro des Landrates wird aber in grosse 

93 Vgl. Dekret über die Entschlidigung an die Mitglieder des Landrates vom 16.12.1976. 
94 Ziffer 7 des Dekretes (Anm. 93) lautet: 

Mitglieder des Landrates, welche wegen ihrer Tiitigkeit im Landrat einen Er­
werbsausfall erleiden, erhalten einen Erwerbsersatz von hochstens Fr. 300.-- pro 
Monat. Das Büro entscheidet aufgrund eines Gesuches und einer Bescheinigung 
des Arbeitgebers bzw. der Unterlagen von Selbstiindigerwerbenden. 

95 Ziffer 7a des Dekretes (Anm. 93) lautet: 

Mitglieder des Landrates, welche in ihrer Familie unbezahlte Betreuungsaufga­
ben wahrnehmen und denen dadurch wegen ihrer Teilnahme an den Rats- und 
Kommissionssitzungen ausserordentliche Unkosten erwachsen, erhalten auf ein 
Gesuch hin eine Vergütung. Diese bestimmt sich im gleichen Rahmen wie dieje­
nige des Erwerbsersatzes. Das Büro entscheidet aufgrund des Gesuches und ent­
sprechender Unterlagen. 
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Schwierigkeiten kommen, wenn es über die Zusprechung eines Erwerbs­
ersatzes in "angemessener Hohe" entscheiden soll. Wie soll das Büro 
beispielsweise entscheiden, wenn jemand zugunsten der politischen Ta­
tigkeit auf die Karriere im Beruf verzichtet? Wie sollen Selbstandiger­
werbende und Hausfrauen oder Hausmanner genau beziffem konnen, 
welche finanzielle Einbusse sie durch die Ausübung eines Landratsman­
dates erleiden? 

Eine fixe Besoldung und eine zusatzliche, variable Entschadigung, wie 
sie nun vorgeschlagen werden, umgehen die unpraktikablen Regelungen 
zu Erwerbsersatz und Abgeltung der Kosten für Betreuungsaufgaben. 

Das Fixum, das einem "Grundlohn" entspricht, soll das bisherige, in sei­
ner konkreten Anwendung über weite· Strecken unbefriedigende und 
teilweise unpraktikable System, das auf der Entschadigung verschiedener 
Einzelkomponenten beruht, ablüsen. In diesem Fixum inbegriffen sind 
V erpflegungskosten, sonstige Inkonvenienzen, Lohnausfalle, Kosten für 
Betreuungsaufgaben, Vorsorgeaufwand, Versicherungen us w. Einzig di e 
Wegentschadigung soll wegen grosser individueller Unterschiede nicht 
unter dieses Fixum subsumiert, sondem separat nach dem tatsachlichen 
Aufwand abgegolten werden. 

Sitzungsgelder sollen insbesondere für den Besuch der Sitzungen des 
Landrates, der Kommissionen und der Fraktionen nach Stunden ausge­
richtet werden. Der landratliche Stundenansatz orientiert sich dabei am 
entsprechenden Ansatz für die Kantonalen Kommissionen. Dieser Ansatz 
wird vom Regierungsrat festgelegt. Zudem schlagt die Kommission vor, 
im Beamtendekret9 eine Rückerstattungsregelung für Staatsbeamte auf 
einen Teil der Grundbesoldung vorzusehen. Mit Blick auf das Rechts­
gleichheitsgebot kommt allerdings keine ultimative, sondern nur eine 
"Kann"-Formulierung in Frage. Im Anwendungsfall ware die zustandige 
Wahlbehorde für die rechtsgleiche Umsetzung dieser Bestimmung ver­
antwortlich. Diesem Modus kommt unzweifelhaft auch ein Vorbildcha­
rakter für die Privatwirtschaft zu. Wenn immer moglich soll die indivi­
duelle Situation der einzelnen Landratsmitglieder bei der Zumessung der 
Entschadigungen berücksichtigt werden konnen. Die Spezialkommission 
Landratsgesetz verspricht sich gerade von der Verwirklichung dieses 

96 U m den Grundsatz der "Einheit der (Gesetzes-)Materie" nicht zu verletzen, wurde auf 
die Aufnahme einer solchen Regelung in das Landratsgesetz selber verzichtet. 
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Grundsatzes vermehrte Akzeptanz bei der Bevolkerung für eine Ent­
-schãdigungsregelung "in angemessener Ho h e". 

Damit die Mitsprache des Volkes gewãhrleistet ist, sind die konkreten 
Betrãge auf Gesetzesstufe verankert. So werden Grundsatzentscheide auf 
jeden Fall vom Volk gefãllt. Periodisch - d.h. nicht automatisch - kann 
der Landrat die Teuerung ausgleichen. Erhoh~ngen, die in quantitativer 
oder qualitativer Hinsicht über den Ausgleich der Teuerung hinausgehen, 
unterliegen de n Bestimmungen über di e fakultative Volksabstimmung97

. 

4.2 Parlamentarische Kontrolle über die Judikative 

Aus dem Prinzip der Gewaltendifferenzierung ergibt sich neben perso­
nellen und organisatorischen Unvereinbarkeitsregeln auch die Notwen­
digkeit, dass zwischen Legislative, Exekutive und Judikative gewisse 
Kontrollmechanismen spielen (vgl. Ziff. 3.2). Dazu gehort namentlich 
die parlamentarische Oberaufsicht, die dem Landrat über alle Behorden 
un d Organe - und damit auch über di e kantonale Rechtspflege - zusteht98

. 

4.2.1 Oberaufsicht uud richterliche Unabhãngigkeit 

Das zwischen Landrat und Regierungsrat bestehende System von Inter­
organkontrollen kann nicht ohne weiteres auf das Verhãltnis Landrat­
Gerichte übertragen werden. 

Die staatsleitende Verantwortung liegt nach basel-landschaftlichem 
Staatsrecht bei Landrat und Regierungsrat gemeinsam. Sie bilden zu­
sammen die staatsleitende Behorde und stehen damit in einem sehr engen 
Konnex, der die stãndige Koordination und Kooperation zwischen bei­
den Organen erforderlich macht. 

Diese Funktion wird der Judikative nicht zuerkannt. Von ihrer verfas­
sungsrechtlichen Aufgabenstellung her ist sie weniger dazu ausersehen, 

97 Wird demnach das Referendum nicht ergriffen, tritt die Erhõhung ohne Volksabstim-
mung in Kraft. 

98 Vgl. §61 KV. 
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initiierend auf das Staatswesen einzuwirken, etwa in dem Sinne, dass sie 
Anstoss zur Festlegung neuer Staatsziele und deren Verwirklichung ga­
be. Der Wesensbestimmung nach bestehen ihre Aufgaben vielmehr darin, 
justiziable V erwaltungsakte und Erlasse auf ihre Rechtmassigkeit zu 
überprüfen oder in straf- und zivilrechtlichen Verfahren zu entscheiden. 

Um der Forderung nach richterlicher Unabhangigkeit zu entsprechen, 
wird die Judikative "zur Erfüllung ihrer Aufgaben gewissermassen auf 
Distanz fesetzt, mit sachlicher und persõnlicher Unabhangigkeit ausge­
stattet"9 . Die Gerichte sind zur Erfüllung ihres Auftrags nur an das 
Recht gebunden un d in ihren Entscheiden unabhangig 100 

Diese verfassungsrechtliche Garantie richterlicher Unabhangigkeit gerat 
zwangsweise in den Widerstreit mit der verfassungsmassigen parlamen­
tarischen Kontrolle: "Letztlich sind die Forderungen nach richterlicher 
Unabhangigkeit und Aufsicht antinomische Zielsetzungen" 101

. Die Un­
abhangigkeit der Gerichte darf deshalb durch die parlamentarische Kon­
trolle nicht beeintrachtigt werden; im übrigen aber ist die parlamentari­
sche Kontrolle über die Justiz genauso gerechtfertigt wie über die Ver­
waltung. Es stellt sich also die Frage, wie unter diesen Voraussetzungen 
die parlamentarische Kontrolle über die Justiz zu instrumentieren ist. 

4.2.2 Teilnahme der Gerichtsprãsidentinnen ·und -prãsidenten an 
den Sitzungen des Landrates 

Als Instrumente der parlamentarischen Kontrolle über die Gerichte eig­
nen si eh ne ben der Amtsberichterstattung - unter der V ermittlung des 
Regierungsrates - vor allem die Interpellation und die Schriftliche An­
frage. Dies gilt allerdings nicht uneingeschrankt: "Bei gewissen Anfragen 
und Erõrterungen wird der Regierungsrat, insbesondere der Justizdirek­
tor, für die Gerichte handeln kõnnen. Er ist aber weder durch das Organi­
sationsgesetz oder durch die Geschaftsordnung noch gar durch die we­
sensgemasse Bestimmung dazu ausersehen, die Gerichte in den oberauf­
sichtsrechtlichen Belangen gegenüber dem Landrat und dessen Kom-

99 
GERHARD SCHMID (Anm. 42), S. 67. 

100 V gl. §82 KV und GIOVANNI BIAGGINI (Anm. 35), S. 44. 

101
PETÉRZIMMERMANN (Anm. 56), S. 17. 
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IIDsswnen zu vertreten und zu repdisentieren. Richtigerweise werden, 
sobald die Sache es als geboten anzeigt, direkte Begegnungen mit der 
Justiz herbeigeführt, die in einer gleichen Unmittelbarkeit mit dem Land­
rat in Beziehung steht wie die Verwaltungll 102 

In konkreter Umsetzung dieses Leitgedankens beschloss der Landrat 
1985, bei 11 ausserordentlichen oberaufsichtsrechtlichen J ustizgeschaften 11 

die Teilnahme der Prasidentinnen und Prasidenten des Ober- und Ver­
waltungsgerichtes mit beratender Stimme an den Landratssitzungen zu 
ermõglichen 103

. Dabei entsprach e s de r Auffassung des Landrates, das s 
die richterliche Anwesenheit im Parlament nur sporadisch - in Ausnah­
mefallen - aktuell werden sollte. 

Der Beizug der Gerichtsprasidentinnen und Gerichtsprasidenten - an der 
Seite und nicht anstelle des Regierungsrates - erschien insbesondere dann 
als sinnvoll und wünschenswert, wenn im Rahmen eines parlamentari­
schen Vorstosses Fragen im Zusammenhang mit der materiellen Recht­
sprechung zur Diskussion gestellt werden. Bei anderen oberaufsichts­
rechtlichen Fallen aus dem Tatigkeitskreis der Gerichte - namentlich der 
Justizverwaltung, für die neben den Gerichten auch Landrat (Wahlkom­
petenzen und Budgetrecht) und Regierungsrat (verantwortlich für den 
Entwurf des Voranschlages mit den voraussichtlichen Ausgaben der Ge­
richte) zustandig sin d - sollte weiterhin ausschliesslich der Regierungsrat 
für die Gerichte sprechen. 

In der gegenwartigen Gesetzgebungsphase hat die Spezialkommission 
Landratsgesetz e ine V erfeinerung di e ser Bestimmung vorgenommen. So 
soll auf das Kriterium der 11Ausserordentlichkeit 11 verzichtet werden, da 
ein solches Abgrenzungsmerkmal kaum praktikabel ist. Diese Einschran­
kung ist auch sachlich schwer zu begründen: Der Landrat muss grund­
satzlich befugt sein, bei samtlichen oberaufsichtsrechtlichen Geschaften, 
die die Justizverwaltung betreffen, die zustandige Prasidentin oder den 
zustandigen Prasidenten des Obergerichts oder des Verwaltungsgerichts 
beizuziehen. 

102KuRT EICHENBERGER, Aktuelle Fragen des parlamentarischen Oberaufsichtsrechts im 
Kanton Basel-Landschaft, Liestal1982, S. 49. 

103 vgl. §96a der Geschaftsordnung des Landrates vom 5. September 1977. 
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Zudem ist die Kommission zur Auffassung gelangt, dass sich der Beizug 
der Gerichte auch dann als sinnvoll und notwendig erweisen kann, wenn 
es um die ErHiuterung bestimmter Fragen aus dem Budget- und Rech­
nungsbereich der Gerichte geht. Der Regierungsrat, der für die Erstellung 
des gesamten Voranschlages und der Staatsrechnung verantwortlich ist, 
behalt dabei die primare Kompetenz, diese vor dem Landrat zu vertreten. 

Schliesslich sollen die Prasidentinnen und Prasidenten der hochsten 
kantonalen Gerichte bei der Beratung oberaufsichtsrechtlicher Justizge­
schafte, des Voranschlages und der Staatsrechnung im Landrat nicht nur 
beratende Stimme erhalten, sondem - im Sinne eines Korrelats zur An­
wesenheitspflicht - auch das Recht haben, Antrage zu stellen. 

Die entsprechende Bestimmung im neuen Landratsgesetz lautet wie 
folgt: 

§56 Teilnahme von Gerichtsprasidentinnen und Gerichtsprasidenten 

l Die Ratskonferenz kann die Prasidentinnen und Prasidenten des Oberge­
richts und des Verwaltungsgerichts für die Beratung oberaufsichtsrechtli­
cher Justizgeschtifte, des Voranschlages und der Staatsrechnung zu den 
Landratssitzungen beiziehen. 

2 Ihnen steht das Antragsrecht zu. 

Der Landrat wird von dieser Moglichkeit nur mit grosser Zurückhaltung 
Gebrauch machen, wenn die Beratung routinemassiger Justizgeschafte 
ansteht (z.B. Amtsbericht der Gerichte). "Dass das keine haufige Prasenz 
und nur gelegentliche Beratungen im Plenum geben wird, liegt auf der 
Hand. Das Schwergewicht von Begegnungen zwischen den zwei Gewal­
ten unter der Flagge der Oberaufsicht wird bei kommissionellen Bera­
tungen liegen" 104 

Die Spezialkommission Landratsgesetz ermuntert deshalb die landratli­
chen Kommissionen, den Dialog mit den Gerichten auf Kommissions­
ebene zu intensivieren. Die Begegnung zwischen Parlament und Justiz 
lasst sich nicht abschliessend institutionalisieren. Immerhin werden die 
Kommissionen ausdrücklich ermachtigt, die Mitglieder des Obergerichts, 
des Verwaltungsgerichts und - unter Kenntnisgabe an die Gerichtsprasi-

104 
KURT EICHENBERGER (Anm. l 02), S.49. 
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dentinnen und Gerichtsprasidenten - auch das Gerichtspersonal zu ihren 
Sitzungen einzuladen (§21 des Gesetzesentwurfs). 

4.2.3 Obergericht und V erwaltungsgericht als Adressaten Schriftli­
cher Anfragen 

§43 Absatz 2 des Komrnissionsentwurfs lautet: 

2 Die Kommissionen konnen dem Obergericht und dem Verwaltungsgericht 
Schriftliche Anfragen aus dem Bereich der Justizverwaltung unterbreiten. 

Di ese · Bestimmung entspricht - über das Teilnahmerecht de r Gerichts­
prasidentinnen und Gerichtsprasidenten hinaus - der konsequenten Wei­
terführung des Leitgedankens einer Sicherstellung der Begegnung zwi­
schen Parlament und Justiz. 

Den Kommissionen soll ermoglicht werden, sich mit einer Schriftlichen 
Anfrage direkt, d.h. ohne Vermittlung durch den Regierungsrat, an die 
Gerichte wenden zu konnen. Gegenstand dieses direkten Fragerechts 
bildet dabei ausschliesslich die "Justizverwaltung", verstanden als "das 
Verwalten durch die Gerichte" 105, mit dem die Durchführung einer ge­
ordneten Rechtspflege sichergestellt werden so11106 

Nicht Gegenstand dieses direkten Fragerechtes des Landrates gegenüber 
den Gerichten bildet demgegenüber die rechtsprechende Tatigkeit oder -
anders ausgedrückt - die Urteilstatigkei~ der Gerichte. Darnit soll die Un­
abhangigkeit der Rechtsprechung gewahrt werden. Auskunft über die 
Urteilstatigkeit der Gerichte erhalt der Landrat auf dem Wege des indi­
rekten Fragerechts. 

105 Zur Justizverwaltung als gerichtliche Selbstverwaltung sind vor allem zu rechnen: di e 
Organisation der Arbeit (Bereitstellung personeller und sachlicher Mittel, Festlegung 
und Durchführung des Bürobetriebes in der Gerichtskanzlei), die unmittelbare 
Rechnungsführung durch die Gerichtskanzlei, die Behandlung von beamtenrechtli­
chen Fragen im Zusammenhang mit dem Personal der Gerichte, die Ordnung des 
Publikumsverkehrs und die Gestaltung der Beziehungen zur breiteren Offentlichkeit 
(nach KURT EICHENBERGER, Verfassung des Kantons Aargau, Aarau/Frankfurt am 
Main!Salzburg 1980, S. 335). 

106vgl. auch WILLY HAUSERIROBERT HAUSER, ErHiuterungen zum Gerichtsverfassungs­
gesetz des Kantons Zürich, Zürich 1978, S. 162 ff. 



Rechtsetzungsprojekt Landratsgesetz 41 

"Es ist deutlich festzuhalten, dass das Parlament vom Inhalt der Ent­
scheide und der Rechtsprechung Kenntnis nehmen soll ( ... ),sei dies unter 
dem Aspekt der legislatorischen Erfolgs- oder Effizienzkontrolle, der 
Bewahrung und Vollzugstauglichkeit seiner Gesetze, sei es unter dem 
Aspekt des durch neuere Entwicklungen geforderten Gesetzgebers" 107 

Parlamentarische Kontrolle gegenüber der Justiz soll auch die materielle 
Seite der Gerichtstatigkeit umfassen. Der Zweck dieser Kontrolle besteht 
aber nicht darin, einzelne Gerichtsurteile zu beanstanden oder zu rügen, 
sondem di e allgemeinen "Tendenzen" der Rechtsprechung offenzulegen. 

In der Form der Interpellation und der Schriftlichen Anfrage an den Re­
gierungsrat soll deshalb weiterhin ein indirektes Fragerecht bestehen. 
De r Regierungsrat nimmt dabei die Rolle des Vermittlers oder "Filters" 
zwischen Parlament und Justiz ein. Ein solches Konsultationsrecht stellt 
selbstverstandlich keine Einmischung in die gerichtlichen Belange dar. 

Andererseits konnen "nur" abgeschlossene und damit rechtskraftige Ge­
richtsverfahren, nicht aber hangige Gerichtsverfahren Gegenstand dieser 
parlamentarischen Kontrolle sein. Die Einflussnahme auf hãngige Ge­
richtsverfahren ware mit dem Grundsatz der Unabhãngigkeit der Recht­
sprechung ganzlich unvereinbar. 

4.3 Akteneinsichtsrecht 

Das Übergewicht der fachlichen Kompetenz des Regierungsrates gegen­
über der rechtlichen Zustandigkeit des Landrates nimmt dauemd zu (vgl. 
Ziff. 3.3). So würde es denn "im staatsrechtlichen Sinne eine weitere 
unnotige Depossedierung des Parlaments bzw. eine zusatzliche Macht­
steigerung der Regierung darstellen, wenn das Fachwissen der Verwal­
tung dem Parlament vorenthalten wird oder zumindest nur durch gouver­
nementale Zensur zufliessen kann" 108

. Die Verteilung der Information ist 
ein zuverlãssiger Gradmesser über die Verteilung der Macht im Staat; 
bereits das Informationsgleichgewicht würde wesentlich zum Reziprozi-

107
PETERZIMMERMANN (Anm. 56), S. 19. 

108
KuRT EICHENBERGER, Die politische Verantwortlichkeit der Regierung im schweizeri­
schen Staatsrecht, in: ders. (Anm. 12), S. 393. 
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tatsprinzip der Artikulationschancen im staatspolitischen Diskurs beitra­
gen109. 

Angesichts des realen Macht- und Einflussverlustes der Parlamente im 
modemen Leistungsstaat kommt deshalb - neben dem Auskunftsrecht -
dem Akteneinsichtsrecht eine besondere Bedeutung zu. 

Die Spezialkommission Landratsgesetz konnte bei der Beratung dieser 
Bestimmungen auf die kürzlich revidierten Parlamentsr,esetze der Kanto­
ne Bem110, Aargau111 und insbesondere Solothum1 2 Bezug nehmen. 
Unter ausdrücklichem Verweis auf die ausführliche Darstellung der in­
novativen Bestrebungen im Kanton Solothum113 kann an dieser Stelle 
auf Erlauterungen, die über die unmittelbare Ausgestaltung des Akten­
einsichtsrechtes im neuen Landratsgesetz des Kantons Basel-Landschaft 
hinausgehen, verzichtet werden. 

Ausgangspunkt einer Regelung des Akteneinsichtsrechtes ist die Idee des 
Kaskadensystems. Dabei gibt das Akteneinsichtsrecht des einzelnen 
Parlamentsmitglieds den Rahmen für weitere, wesensgemasse Regelun­
gen auf der Ebene der Kommissionen 114 

Damit soll erreicht werden, dass alle Organe des Landrates in zureichen­
der Kenntnis der Problemlage, der wahlbaren Losun~smoglichkeiten und 
der aufweisbaren Konsequenzen befinden konnen 1 5. De r schwierigen 
Frage nach der Balance zwischen Amtsgeheimnis und Erkundungsfrei­
heit kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. 

109 
V gl. ISABELLE HANER, Parlamentarische Erkundungsfreiheit gegenüber de r Verwal­
tung, in: Das Parlament- "Oberste Gewalt des Bundes"?, Bern 1991, S. 385. 

110 Vgl. Grossratsgesetz des Kantons Bern vom 8. November 1988. 
111 

V gl. Entwürfe des Regierungsrates zur Ãnderung des Geschãftsverkehrsgesetzes des 
Kantons Aargau vom 13. Juni 1988 und vom 12. Marz 1990. 

112 
V gl. Kantonsratsgesetz des Kantons Solothurn vom 24. September 1989. 

113 
V gl. Bericht und Antrag der Kommissionen zur Vorberatung des Kantonsratsgesetzes 
an den Kanton Solothurn vom 30. November 1988. 

114
vgl. ISEBELLE HANER (Anm. 109), S. 391. 

115 
Vgl. KURT EICHENBERGER (Anm. 5), S. 25. 
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Ausgestaltung des Akteneinsichtsrechtes in Verwaltungsakten als Kas­
kade: 

Einsichtnahme Umfang Begrenzung 

- Offentlichkeit - Akten, die sich auf einen in - Ausnahmen aufgrund 

(§ 55 KV) die Zustandigkeit des schutzwürdiger offentli-
Landrates fallenden Ge- cher oder privater Inter-
genstand beziehen essen 

- Verwaltungsakten, unter - Amtsgeheimnis 
Voraussetzung der Gel- - Wahrung schutzwürdiger 
tendmachung eines glaub- personlicher Interessen 
haften, schutzwürdigen In-
teresses 

- einzelnes Landratsmit- - ohne spezielle Geltendma- - Amtsgeheimnis 
glied chung eines glaubhaften, - Wahrung schutzwürdiger 
( § Ba Entwurf LRG) schutzwürdigen Interesses: personlicher Interessen 

a) Verwaltungsakten (im - Rücksicht auf e in noch 
folgenden: Akten), auf nicht abgeschlossenes 
welche die Vorlagen Verfahren 
des Regierungsrates - keine Einsicht in Akten, 
Bezug nehmen; aus denen die Stellung-

b) Akten, die bei der Vor- nahme der Departe-
bereitung von Recht- mentsleitung oder von 
setzungs- oder Finanz- einzelnen Bediensteten zu 
vorlagen in der kanta- einem bestimmten Ge-
nalen Verwaltung er- schiift unmittelbar her~ 
stellt worden sind; vorgehen. 

e) Gutachten, statistische 
Erhebungen und ver-
waltungsinterne Unter-
suchungen über gene-
relle Fragen des Voll-
zugs in einem bestimm-
ten Aufgabenbereich; 

d) generelle Weisungen 
über den Vollzug be-
stimmter Erlasse 

- unter Geltendmachung - Amtsgeheimnis 
eines glaubhaften, schutz- - Wahrung schutzwürdiger 
würdigen Interesses (g e- personlicher Interessen 
mass § 55 KV): alle in a-d - Rücksicht auf ein noch 
nicht enthaltenen Verwal- nicht abgeschlossenes 
tungsakten Verfahren 
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- Sachkommissionen - Alle Verwaltungsakten, die - Wahrung schutzwürdiger 
( § 22 Entwurf LRG) im Sinne "notwendiger personlicher Interessen 

Unterlagen "für die Erfül- - Rücksicht auf e in noch 
lung der amtlichen Aufgabe nicht abgeschlossenes 
benotigt werden, d. h. in die Verfahren 
Zustiindigkeit de r 
Sachkommission fallen 

- GPK - alle Verwaltungsakten, wo-
( § 64 Entwurf LRG) bei die Verhiiltnismiissig-

keit der Akteneinsicht be-
gründet werden muss 

- PUK - siimtliche Verwaltungsak-
( § 66 Entwurf LRG) te n 

4.4 Planung 

Dem modemen Staat kommt eine wichtige Rolle in der Gestaltung der 
Zukunft zu. Im Rahmen der Totalrevision der Geschaftsordnung des 
Landrates 116 (v g l. Ziff. 2.1) un d d er Kantonsverfassung 117 (v g l. Ziff. 
2.2) wurde deshalb die Planung als eigenstandige Staatsfunktion recht­
lich verankert. 

Aufgrund der Kantonsverfassung hat der Landrat beim Erlass des Regie­
rungsprogramms unbestrittenermassen ein Mitwirkungsrecht 118

. Di e ses 
setzt sich aus zwei Elementen zusammen: einerseits aus der Mitsprache 
(Beratung des Berichts des Regierungsrates betreffend das Regierungs­
programm durch di e vorberatende Landratskommission 119 un d das Land­
ratsplenum) und andererseits aus der Mitentscheidung (Genehmigung des 
Regierungsprogramms durch den Landrat). 

116
vgl. §73 der Geschaftsordnung (Anm. 103). 

117
Vg1.§65KV. 

118
vgl. KURT EICHENBERGER, Ohnmacht des Parlaments gegenüber der politischen Pla­
nung? Der Gratweg zwischen Bindung und Offenheit, in: ders. (Anm. 12), S. 522: 

119 

"Wenn politische Planung weit und schlagend genug sein soll, braucht sie aus Kom­
petenz- und Kooperationsgründen an so und so vielen Stellen die Teilhabe des Parla­
ments." 

Der Landrat setzt zur Beratung des Regierungsprogrammes jeweils eine Spezial-
kommission ein. 
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Die Kantonsverfassung fordert, dass der Landrat die grundlegenden 
Plane der Staatstatigkeit, insbesondere das R~gierungsprogramm und den 
Finanzplan genehmigt. Dies bedeutet nicht, dass der Landrat die Ge­
nehmigung unbesehen und ohne inhaltliche Einwirkungsmõglichkeiten 
erteilen muss. Eine Genehmigung ist - nicht nur in Bezug auf die Bin­
dungswirkung - starker al s di e blosse "Kenntnisnahme". Femer darf al s 
selbstverstandlich vorausgesetzt werden, dass der Landrat als genehmi­
gendes Organ bestimmte Modifikationen am vorgelegten Plan verlangen 
und auch durchsetzen kann. Die Genehmigung kann selbst eine Rückwei­
sung einschliessen. 

Die Erstellung des Regierungsprogramms ist eine gemeinsame Aufgabe 
beider Organe, die vom Regierungsrat vorzubereiten und vom Landrat 
mit der Genehmigung abzuschliessen ist. 

Gibt si eh de r Landrat mit der ersten ( oder e in er zweiten) Planauflage 
nicht zufrieden, ist ein Einigungsverfahren einzuleiten120

. Dieses gilt es 
im neuen Landratsgesetz zu regeln. 

Dieses "dialogische'' Verfahren lasst sich allerdings nicht in allen Details 
dekretieren. Eine rechtliche Regelung muss jeweils genügend Spielraum 
für spezifische, den Bedürfnissen des Einzelfalls angepasste Losungen 
ermõglichen. Ein sinnvoller rechtlicher Rahmen kann beispielsweise da­
durch gesetzt werden, dass die Mitwirkungsbefugnisse des Landrates bei 
der Regierungsplanung prazis umschrieben werden. Daraus wird erkenn­
bar, wie sich der Geschaftsverkehr zwischen Regierungsrat und Landrat 
im Bereich der Regierungsplanung abwickelt und wie die Kompetenzen 
gegenseitig abzugrenzen sind. 

Der Neuerungsvorschlag der Spezialkommission Landratsgesetz bede~tet 
gegenüber der bestehenden Rechtslage insofern eine Fortentwicklung, als 
er aufzeigt, welche verfahrensrechtlichen Kompetenzen sich für den 
Landrat aus seiner verfassungsmassigen Genehmigungskompetenz erge-
ben: · 

120 Vgl. KURTEICHENBERGER (Anm. 105), S. 267. 
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§46 Regierungsprogramm 

l Der Regierungsrat unterbreitet dem Landrat das Regierungsprogramm 
mit Finanzplan bis Ende Dezember des ersten Amtsjahres einer neuen 
Amtsperiode zur Genehmigung. 

2 De r Landrat berat das Regierungsprogramm. Er kann es: 

a. unveriindert genehmigen; 

b. zusammen mit eigenen Erganzungs- oder Anderungsbeschlüssen ge-
nehmigen; 

e. an den Regierungsrat zurückweisen. 

3 Der Regierungsrat berichtet dem Landrat am Ende de r Amtsperiode über 
die Ausführung des Regierungsprogrammes. 

Der Landrat soll zum Regierungsprogramm, wie es ihm vom Regierungs­
rat unterbreitet wird, eigene Schwerpunkte setzen und Gewichtungen 
vomehmen konnen, die unter Umstanden auch von den Darlegungen des 
Regierungsrates abweichen. Überall dort, wo im Regierungsprogramm 
auch Zustandigkeitsbereiche des Landrates angesprochen sind- wie zum 
Beispiel beim Gesetzgebungsprogramm für die neue Amtsperiode - , 
wird der Landrat unter Umstanden eigene Akzente setzen wollen. Er soll 
daher eigene Ãnderungs- und Erganzungsbeschlüsse fallen konnen, die 
einen selbstandigen Bestandteil des Regierungsprogramms bilden. Die 
Ãnderungs- und Erganzungsbeschlüsse konnen auch Empfehlungen und 
Auftrage an den Regierungsrat zum Gegenstand haben. 

Der Landrat kann seinen Einfluss auf die inhaltliche Gestaltung des Re­
gierungsprogramms auch dadurch ausüben, dass er die Genehmigung 
vorerst verweigert und die Vorlage für ein Regierungsprogramm an den 
Regierungsrat zurückweist mit dem Auftrag, dieses in bestimmter Weise 
zu andem oder zu erganzen. Ein solches Vorgehen wird sich insbeson­
dere dann als sinnvoll erweisen, wenn der Landrat mit dem Regierungs­
programm insgesamt oder mit grosseren Kapiteln nicht einverstanden ist 
und dadurch das Regierungsprogramm in grundsatzlicher Hinsicht über­
dacht und allenfalls überarbeitet werden muss. 

Wenn - wie in der Kantonsverfassung vorgesehen - der Landrat eigene 
Ãnderungs- und Erganzungsbegehren gegenüber dem regierungsratlichen 
Vorschlag durchsetzen kann, so setzt dies voraus, dass die Vorlage des 
Regierungsrates zum Regierungsprogramm jeweils als Entwurf konzi-
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piert ist. Die Drucklegung des Regierungsprogramms soll daher in Zu­
kunft erst nach Abschluss der landratlichen Beratungen und in der vom 
Landrat beschlossenen Fassung erfolgen. 

Dadurch wird auch nach aussen zum Ausdruck gebracht, dass die Regie­
rungsplanung eine gemeinsame Funktion von Exekutive und Legislative 
darstellt. 

5. Ausblick 

Wesentliche Verfahrensschritte der gegenwartigen Phase des Rechtset­
zungsprojekts Landratsgesetz stehen noch aus - namentlich die zweite 
Kommissionslesung, die Ausarbeitung der eigentlichen Geschaftsord­
nung des Landrates auf Dekretsstufe, die Lesl.mgen von Landratsgesetz 
und Geschaftsordnung im Landrat und schliesslich die Volksabstim­
mung. 

Die Themen (Entschadigung, parlamentarische Kontrolle über die Judi­
kative, Akteneinsichtsrecht, Planung un d Parlamentarische Initiative) 
wurden von der Spezialkommission Landratsgesetz definiert; nun müssen 
die konkreten Regelungen im Landrat und in der Óffentlichkeit durchge­
setzt werden. Dabei konnen weder Kommission noch Gesamtlandrat das 
Landratsgesetz schleichenden Prozessen der Meinungsbildung überlas­
sen. 

Über das Landratsgesetz wird an der Urne entschieden. Das Volk muss 
deshalb vom Sinn des Landratsgesetzes und vom Nutzen eines starken 
Parlamentes überzeugt werden. Es braucht eine einlassliche Debatte in 
der Óffentlichkeit, damit das Landratsgesetz sichere und breite Abstüt­
zung findet. Es gibt politische Geschafte, bei denen der Konsens über die 
Landratsfraktionen hinaus unentbehrlich ist, es gibt andere, bei denen die 
Kontroverse nützlich ist. Das neue Landratsgesetz soll die Stellung des 
Parlaments und die politische Kultur im Kanton Basel-Landschaft in den 
nachsten J ahren entscheidend pragen - dazu braucht e s de n Konsens 
moglichst aller politischen Krafte. 




